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Ratschlag RailCity - Bahnhof SBB; Zonenänderung, Festsetzung eines 
Bebauungsplans, Zuweisung der Lärmempfindlichkeitsstufe und Abweisung von 
Einsprachen im Bereich Centralbahnplatz (Bahnhof SBB)  
 
09.1688.02, Bericht der BRK vom 09.04.2010 

 

://: Zustimmung mit Änderung  (Punkt 2 Ziff. 2) 

 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, gestützt auf §§ 101 und 105 des Bau- und 
Planungsgesetzes (BPG) vom 17. November 19991 und § 11 Abs. 5 des 
Umweltschutzgesetzes (USG) vom 13. März 19912 nach Einsichtnahme in den Ratschlag 
des Regierungsrates Nr. 09.1688.01 vom 13. Oktober 2009 sowie in den Bericht der Bau- 
und Raumplanungs-kommission Nr. 09.1688.02 vom 29. März 2010, beschliesst: 

 

I. Zonenänderung 

 Der Zonenänderungsplan Nr. 13'366 des Hochbau- und Planungsamtes vom 
30. September 2008 wird verbindlich erklärt. 

 

II. Bebauungsplan 

1. Der Bebauungsplan Nr. 13'367 des Hochbau- und Planungsamts vom 30. 
September 2008 wird verbindlich erklärt. 

2. Zum Bebauungsplan werden folgende Vorschriften erlassen: 

a) Innerhalb der bestehenden Gebäude im Bereich A (Aufnahmegebäude) und im 
Bereich B (Dienstgebäude Ost) sind Verkaufs-, Dienstleistungs-, Gastronomie- 
und Bahnnutzungen sowie Lagerflächen zulässig, davon maximal 5'400 m2 
Verkaufsflächen (Nutzfläche nach SIA 416) sowie 800 m2 temporäre 
Verkaufsflächen (Promotionsfläche). 
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b) Die Anlieferung hat für die Bereiche A und B über die Zufahrt im Westen des 
Bereichs A oder westlich davon und / oder von Süden her zu erfolgen. In 
beschränktem Ausmass ist auch eine Anlieferung über die Zufahrt zwischen den 
Bereichen A und B möglich. 

c) Bestehende Fussgängerverbindungen von öffentlichem Interesse sind in ihrer 
Funktionalität und Qualität sicher zu stellen. Neue und zusätzliche Verbindungen 
müssen bezüglich Funktionalität und Qualität mindestens den bestehenden 
Fussgängerverbindungen entsprechen und sind auf diese optimal abzustimmen, 
oder müssen diese mindestens gleichwertig ersetzen. 

d) Die Gebäude von 1906/1907 sollen in ihrem Originalbestand erhalten sowie im 
Rahmen der zulässigen Nutzungsarten und -masse möglichst wiederhergestellt 
und zur Geltung gebracht werden. 

e) Die Zuordnung von Nutzungen und die Ausführung von baulichen Massnahmen 
und technischen Einrichtungen haben so zu erfolgen, dass ein angemessener 
Schutz vor Störfalleinwirkungen aus dem Bahntransport gefährlicher Güter 
gewährleistet ist. Die  Massnahmen zum Schutz sind im Baubewilligungsverfahren 
jeweils zu dokumentieren. 

f) Es sind innerhalb des Planungsperimeters mindestens 350  700öffentlich 
zugängliche gedeckte Veloabstellplätze zu erstellen, soweit aufgrund der 
allgemeinen gesetzlichen Vorschriften nicht eine grössere Mindestzahl von 
Veloabstellplätzen erstellt werden muss. Von den 700 Veloabstellplätzen 

können bis zu 200 nördlich des Bereichs B als nicht gedeckte 

Veloabstellplätze eingerichtet werden. 

3.  Das zuständige Departement kann Abweichungen vom Bebauungsplan 
ausnahmsweise zulassen, sofern dadurch die Gesamtkonzeption nicht 
beeinträchtigt wird. 

 

III. Lärmempfindlichkeitsstufenplan 

 Der Plan Nr. 13'369 des Hochbau- und Planungsamts vom 30. September 2008 zur 
Zuweisung der Lärmempfindlichkeitsstufe wird verbindlich erklärt. 

 

IV. Abweisung der Einsprachen 

 Die im Ratschlag Nr. 09.1688.01 des Regierungsrates aufgeführten Einsprachen 
werden abgewiesen, soweit darauf eingetreten werden kann bzw. soweit die darin 
enthaltenen Begehren mit dem vorliegenden Beschluss nicht erfüllt werden. 

 

V. Publikation und Referendum 

 Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er unterliegt dem Referendum und wird nach 
Eintritt der Rechtskraft wirksam. 
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Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Beschluss kann Rekurs beim Verwaltungsgericht erhoben werden. Zum Rekurs wegen 
inhaltlicher Mängel ist nur berechtigt, wer ganz oder teilweise erfolglos Einsprache gegen Planentwürfe 
erhoben hat. 

Den Einsprechern und Einsprecherinnen ist dieser Beschluss zusammen mit dem zugrunde liegenden 
Ratschlag und dem dazu ergangenen Bericht der Bau- und Raumplanungskommission als 
Einspracheentscheid persönlich zuzustellen. Die Zustellung erfolgt nach unbenütztem Ablauf der 
Referendumsfrist oder, im Falle eines Referendums, nach der Annahme dieses Beschlusses in der 
Volksabstimmung. Wird der Beschluss in der Volksabstimmung abgelehnt, so ist den Einsprechern und 
Einsprecherinnen eine persönliche Mitteilung zuzustellen, dass ihre Einsprache obsolet geworden ist. 

Der Rekurs ist innerhalb von zehn Tagen nach der Zustellung dieses Beschlusses beim Verwaltungsgericht 
anzumelden. Innerhalb von 30 Tagen, vom gleichen Zeitpunkt an gerechnet, ist die Rekursbegründung 
einzureichen, welche die Anträge des Rekurrenten oder der Rekurrentin und deren Begründung mit Angabe 
der Beweismittel zu enthalten hat. 

Bei völliger oder teilweiser Abweisung des Rekurses können die amtlichen Kosten, bestehend aus einer 
Spruchgebühr sowie den Auslagen für Gutachten, Augenscheine, Beweiserhebung und andere besondere 
Vorkehren, der Rekurrentin oder dem Rekurrenten ganz oder teilweise auferlegt werden. 

 

 

 


